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Minster der auswärtigen Angelegenheiten gerichtet
werden.

4. Die Schätzung der liegenden Güter, des Haus-
gcraths ?c. soll durch Sachverstandige gemacht werden
tm. wo solche verbanden sind, sonst aber sollen deren
besonders dazu ernennt werden / der eine von den
Erben, der andre durch den Gerichtschreiber, und der
drttee durch den Vorsitzer des Distriktsgerichtes, der
lucrüber aufzunehmende Verbalprozeß soll dein Gericht-
Hreibcr übergeben werden.

5. Der Gerichtschreiber soll alle diese VerHand-
lungen dem Vorscher des Gerichts vorlegen, welcher
sein Visa darauf seyen und dem Obereinnehmer des
Kantons davon Bekanntschaft geben wird, welcher
dann das bezogene Geld in die Nationalkasse legen soll.
Dir darauf bezughabenden Aktenstücke wird er der Ver-
waîtungskanmier überwachen, welche dieselben in ihre
Archiven niederlegen wird.

6. Gegenwärtiger Beschluß soll dem Tagblatte der
gesezlicheu Beschlüsse belgerükt, und dem Minister der
Finanzen der auswärtigen Angelegenheiten und dem
der Justiz, jeden: für das, so ihn betreffen mag, zur
Vollziehung übergeben werden.

Mètîjstevèllm deß Wissenschaften.
Gtsez und Einladung.

G ese z.

.In Erwägung daß NeliMM, Sittlichkeit und die
öffentliche Erbauung es erfordern, daß an dem Ort,
wo die obersten Gewalten der Republik sich aufhalten,
ein reformiter Prediger angestellt werde, welcher den
Gottesdienst und die übrigen Pflichten eines Seelsor-
gers ausübt.

In Erivkg'mg, daß um einen rechtschaffenen und
zü dieser wichtigen Stelle fabigen -Mann zu finden, dem-
selben ein anständiges Auskommen angewiesen werden
tolle, damit er aufcine schiluiche und unabhängige Weise
lebe» könne.

Hat der große Rath beschlossen:

1. Es soll an dem Ort wo die obersten Gewalten
der Republik sich aufhalten, ei» refermirttr Religions-
drener angestellt werden, welcher in deutscher und fran-
zysifcher Sprache dm öffentlichen Gottesdienst versehe,
die übrige» pfarrlichen Verrichtungen besorge, und der
Jugend religiösen Uncerftchr ertheile.

2. Das Vollzichuugs Direktorium wird diesen Pre-
diger wählen.

Z. Als Gehalt empfangt er jahrlich ISO Louisd'ors
und überdies 25 Louisd'ors für die Wohnung.

4. Die Reise - und Transportkosten werden ihm
vergütet.

Dieses Dekret wurde vom großen Rath beschloßen
den 10. Januar, und vom Senat genehmigt den 15.
Januar 17??.

Einladung.
Eine protestantische Gemeinde bildet sich in der

Hauptstadt Helvenens, und das G-sez verstattet ihr ei-
neu dejonöcru Rciistonslehrcr. Wenn Auft.anlng, Be-
redsamkeit, Patriotismus, kluge Mäßigung und Recht-
fchaffenheit sich in der Person eme? RcUgionsdienerS
vereinigen sollen, so ist es hier besonders der Zall, wo
sich ein so ehrenhafter und ausgebildeter Wirkungskreis
öffnet. Manner, welche jene Erfordernisse zu besitzen
glauben, werden daher eingeladen, sich bei mir für jene
Stelle eines reform rm: Predigers in Luzern eiuschrei-
den zu laßen. DerTermm ist bis auf den asten Marz
offen.

Das oben abgedrukte Gese; macht ihnen im Allge-
meinen die fesigesrzten Bedingungen bekannt, und bc-
siimmtere Instruktionen werden dieselbe erläutern.

Der Minister der Künste und Wissenschaften.
S t a p f e r.

G e se z g e b ll n g.
Grosser Rath, 24. Januar.

(Fortsetzung.)
Esch er sagt: es ist gewiß eine nicht unbedeutende

Pflicht der Gesezgcber, Sorge zu tragen, daß kcme
Wiedersprüche in die Gesetze einschleichen, und baß
also nicht spatere Gesetze öea frühern wiederlpreche»,
ohne baß diese bestimmt aufgehoben werden: mir
scheint nun, daß wir uns gerade beute in Gefahr be-
finden, ein Gesez zu machen, welches einem frühern
Gesez geradezu widerspricht, und daher fühle ich
mich verpflichtet, sie vor allem aus hierauf anfmerk-
sam zu machen. Unter dem iy. Oct. machten wir ein
Gesez, welches allgemeine Gewerbssreiheit in ganz Hel-
vetien festsezte, und dieselbe einzig den vorhandenen
und künftig zu errichtenden Polizei,zesetzen unterwarf.
Heute liegt em Gutachten zu behandeln vor uns, des-
sen Grundsätze im Ganzen genommen, gewiß jedem
Freund der Sittlichkeit und guten Ordnung gefallen,
und welches also hoffentlich mit allgemeiner Znstim-
mung wird angenommen werden: allein die Grund-
satze dieses Gutachtens'wicdersprechen ganz bestimmt
dem Gesez über Gewerbssreiheit, welches die Gewer-
be keiner andern Einschränkung unterwirft, als der
Polizei; die in diesem Gutachten vorgeschlagene Ein-
schrankungen sind aber keine Polizeieinschrankmigen,
denn die Polizei hat nichts zu thun, als die Gewerbe
selbst unter solche Verordnungen zu bringen, daß ihre
Ausübung dem Publikum keinen Schaden zufüge.»
könne, keineswegs aber die Gewerbe selbst irgcno w-
mandem der Fähigkeiten dazu be,uzt, zu untersageng
also ist das Verboth, daß in der oder dieser Gemeinde
keine Weinschenke seyn soll, kein Polizeigcsez, sondern
eine offenbare Einschränkung der Gewerbssreiheit. Da
nun neben diesem au,stände» Wiederjpruch eine um
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